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dem Parlament und auch der Öffentlich-
keit regelmäßig und umfassend Aufschluss 
über die Arbeit des Geheimdienstes zu ge-
ben, wie dies zumindest beim deutschen 
Verfassungsschutz der Fall ist. Der aktuelle 
Geheimdienstchef Heck behauptete, der 
Luxemburger Geheimdienst sei vor allem 
ein Innengeheimdienst. Dabei steht aller-
dings gerade der Bundesverfassungsschutz 
in der Kritik, z. B. wegen der Praxis der 
Anheuerung von Agenten (V-Leuten). 
Was heißt das für Luxemburg?

Wie soll es jetzt weitergehen?

Meine Vorschläge tendieren in die Rich-
tung, dass jetzt der eigentliche Untersu-
chungsteil über die tatsächlichen Ak-
tivitäten des heutigen Geheimdienstes 
beginnen sollte. Vergessen wir nicht, dass 
die Kommission alle Befugnisse eines Un-
tersuchungsrichters hat – die sie bisher 
nur durch Anlegen der Siegel im SREL-
Keller genutzt hat – und in dieser Hin-
sicht nur wenig Grenzen unterworfen ist. 
Im Verlaufe ihrer Arbeiten sind die Ab-
geordneten durch ihre parlamentarische 
Immunität geschützt, die nur das Parla-
ment selber aufheben kann. Drohungen 
mit Strafverfolgung sind daher ein zahn-
loser Tiger. Vielleicht wird endlich auch 
einer breiten Öffentlichkeit klar, dass die 
Abgeordneten dieses „Privileg“ besitzen, 
um ihre Arbeit gegenüber der Exekutive 
ausüben zu können.

So sollte der Teil des Archivs, der die Mi-
krofiches der „Organisationen“ enthält, 
beschlagnahmt, ins Parlament gebracht 
und ausgewertet werden. Auch soll die 
SREL-Direktion uns einen Bericht über 
ihre Missionen vorlegen, aufgrund des-
sen eventuell weitere Überprüfungen und 
Zeugenaussagen nötig werden. Der zu-
ständige Minister hat in seiner Anhörung 
einen solchen Bericht für die Zukunft 
nicht ausgeschlossen; fangen wir jetzt 
schon damit an! 

T. Weichert, Vorsitzender der deutschen Vereini-
gung für Datenschutz, 2003, www.datenschutzverein.
de/Themen/vortrag_geheimdienste.pdf
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H. J. Schneider, „Vom Adenauer-Erlass zum Staats-
trojaner“, in: Fesseln spürt wer sich bewegt, Laika Ver-
lag 2012, S. 71
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Im Herzen der Finsternis

Offene Fragen im Zusammenhang mit der Taoufik-Affäre

Vor einem Jahrzehnt, am 31. März 2003, verübte der Luxemburger Staat mit ei-
ner gewaltsamen Hausdurchsuchung in „Islamistenkreisen“ einen medienwirksa-
men Schlag gegen den Terrorismus: Polizisten der Spezialeinheit USP stürmten mit 
Rammbock und Maschinenpistolen 20 Familienwohnungen (davon zwei aus Verse-
hen). Das Luxemburger Wort qualifizierte die Aktion als „durchaus positiven – wenn 
auch bescheidenen – Ansatz im Kampf gegen den internationalen Terrorismus“.

Auf die monatelang vorbereitete Razzia folgte keine einzige Anklage. Zurück blie-
ben traumatisierte Familien und (mindestens) ein gebrochenes Leben: Salmi Taou-
fik Kalifi, einer der visierten „Terroristen“ wurde am 3. April 2003 nach Tunesien 
ausgewiesen (unter welchen Umständen, ist bis heute nicht bekannt). Sein An-
walt wies den Staatsminister darauf hin, dass Taoufik in Tunesien politisch verfolgt 
werde. Er solle stattdessen in seine zweite Heimat, Bosnien, ausgewiesen werden, 
wo er im Bürgerkrieg an der Seite der bosnischen Truppen gekämpft und seine Frau 
kennengelernt hatte. Noch am Flughafen von Tunis wurde Taoufik festgenommen 
und während seiner „Untersuchungshaft“ gefoltert. Die Folter dauerte 39 Tage, je-
weils von morgens 6 bis abends 8, berichtete Taoufik acht Jahre später, nach seiner 
Freilassung, der Revue: „Sie legten mich in Ketten, schlugen mich mit Stuhl- und 
Tischbeinen am ganzen Körper und hängten mich mit dem Kopf nach unten an 
der Decke auf.“ Eine Rechtsanwältin bestätigte der Revue den Verdacht auf Fol-
ter. (2011 antwortete der Premierminister auf eine diesbezügliche parlamentarische 
Frage: „Luxemburg hat keinen Einfluss auf den Ablauf der juristischen Prozeduren, 
in die Herr Kalifi in Tunesien verwickelt sein konnte“.)

Gegenüber der Presse meinte Jean-Claude Juncker 2003: „Seien Sie froh, dass er 
nicht mehr zu Lande ist“. Dem folgte die Bemerkung: „Frau und Kinder wur-
den mit ausgewiesen. Es soll niemand sagen, wir würden Familien auseinander 
reißen“. 2004 griff die ARD-Sendung „Panorama“ den Zwischenfall auf. Daraufhin 
rechtfertigte Juncker sich erneut vor der Presse: geheimdienstliche und polizeiliche 
Erkenntnisse hätten den Einsatz gerechtfertigt. André Kemmer, der 2003 in der 
Kriminalpolizei für die Bekämpfung des Terrorismus zuständig war, bestätigte vor 
wenigen Wochen im parlamentarischen Untersuchungsausschuss zur Geheimdienst- 
affäre, es habe damals einen Informationsaustausch zwischen Polizei, Justiz und 
Geheimdienst gegeben. Im Zusammenhang mit der geplanten Razzia könnte es also 
die erste Verbindung zwischen ihm, Mille und Schneider gegeben haben. Juncker 
erklärte 2004 während eines Pressebriefings ebenfalls, dass das Parlament im Vor-
feld nicht über die geplante Razzia informiert worden war. Ende 2002 hätte die 
Regierung den Fraktionschefs ihren damaligen Kenntnisstand jedoch geschildert. 
Als Anlass dafür nannte Juncker den am 10. Oktober 2002 im Jeudi erschienenen 
Artikel mit Insiderinformationen über angebliche Terrornetzwerke in Luxemburg. 
Woher kamen die Informationen und welches Interesse gab es daran, diese Drohku-
lisse aufzubauen?

Die Ligue des droits de l’homme hat kürzlich ihre Fragen über die Taoufik-Affäre 
an die Untersuchungskommission weitergeleitet: Kamen für die Razzia auch In-
formationen von ausländischen Geheimdiensten? (Hier dürfte v. a. die Frage der 
Zusammenarbeit mit den staatlichen Stellen Ben Alis oder George W. Bushs von 
öffentlichem Interesse sein.) Die Kommissionsmitglieder entschieden am 1. März, 
sich mit diesen Fragen im Rahmen ihrer Untersuchungen über die Missstände beim 
Geheimdienst nicht beschäftigen zu wollen.
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